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  Wie sollten Gemeindepsychiatrische 

Zentren bundesweit konzipiert werden?

Wer für alle psychisch kranken und see-
lisch behinderten Menschen einen gleich-
mäßig bedarfsgerechten Zugang zu den 
erforderlichen Hilfen anstrebt, muss diese 
nach den Grundsätzen sektorisierter Pflicht-
versorgung organisieren. Ein definiertes 
Einzugsgebiet ist neben den Sozialpsychia
trischen Diensten (SpDi) bisher vor allem 
den psychiatrischen Kliniken einschließ-
lich Tagesklinik (TK) und Institutsambulanz 
(PIA) zugeordnet. Ihre Aufnahmebezirke 
wurden in der Regel auf Stadtbezirks-, Stadt- 
oder Kreisgrenzen abgestimmt. Abgesehen 
von Bayern und Baden-Württemberg, wo 
sich die SpDi vorrangig in Trägerschaft der 
freien Wohlfahrtspflege befinden, haben 
die Kommunen ihren SpDi für die ambulant 
aufsuchende Arbeit oft in Bezirksteams un-
terteilt. Für eine wohnortnahe und ambu-
lant zentrierte Versorgung sollten die Sek-
toren eine überschaubare Größe haben, in 
denen weitere Basisdienste verfügbar sind, 
z. B. eine Kontakt- und Beratungsstelle (KOB), 
ambulant Betreutes Wohnen (ABW) und 
eine Tagesstätte (TS).

Im Rheinland werden diese Dienste seit 
1987 in einem Sozialpsychiatrischen Zen-
trum (SPZ) zusammengefasst, manch-
mal einschließlich SpDi oder ambulanter 
psychiatrischer Pflege (APP). Ausnahms-
weise gibt es weiterreichende Zusammen-
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schlüsse, die PIA und TK der zuständigen 
Versorgungsklinik mit einbeziehen. Beson-
ders wichtig sind der SpDi und die KOB, die 
gemeinsam die vor- und nachsorgenden 
Aufgaben nach PsychKG erfüllen, wobei der 
SpDi aufsuchend tätig wird und die KOB das 
offene Angebot stellt. In Baden-Württem-
berg übernehmen die Tagesstätten die KOB-
Funktion. Dort ist schon seit über zehn Jah-
ren auch die Integration einer PIA zur Regel 
erhoben, und Niedersachsen beabsichtigt, 
einen ähnlichen Weg einzuschlagen. Diese 
Organisationsform wird als Gemeindepsy-
chiatrisches Zentrum (GPZ) bezeichnet. Ein 
solches Zentrum muss in der Lage sein, die 
ambulante Grundversorgung für diejenigen 
psychisch kranken Menschen zu erfüllen, 
die noch nicht oder nicht mehr von den vor-
rangig zuständigen, aber nicht verfügbaren 
oder weniger gut zugänglichen Hilfsange-
boten erreicht werden.

Für eine Integration in ein GPZ kommen 
weiterhin Bausteine infrage, die nach dem 
SGB V von den Krankenkassen finanziert 
werden. Dazu gehören PIA, TK und APP, aber 
auch die ambulante Soziotherapie. Die da-
mit verbundenen Probleme können hier nur 
angedeutet werden. So sieht der Rechtskreis 
des SGB V im ambulanten Feld kaum regio-
nalisierte Hilfen vor. Außerdem berücksich-
tigt die Bedarfsplanung für die ambulante 
kassenärztliche und psychotherapeutische 
Versorgung bisher nicht die Disparitäten in-
nerhalb der sehr großen Planungsbereiche. 

Die organisatorische Zusammenfassung der 
Angebote, die sich um dieselben Personen-
kreise kümmern, ist gleichwohl grundsätz-
lich sinnvoll.

Mit der Verknüpfung mehrerer GPZ-Bau-
steine für ein überschaubares Gebiet ergibt 
sich eine größere Anzahl beteiligter Fach-
leute, was aber nicht unbedingt zu mehr 
Dynamik und Flexibilität in der Alltagsar-
beit führt. Denn ohne einen gemeinsamen 
Personalpool bleiben alle auf ihre jeweilige, 
meist nur spärlich finanzierte Einzelfall-
arbeit fixiert, aus der ihre Personalkosten 
finanziert werden. Zum Beispiel setzt die 
Fähigkeit, schnell und individuell angemes-
sen auf unvorhergesehene Krisensituatio
nen und Notfälle reagieren zu können, ein 
gewisses Maß an sofort aktivierbaren Res-
sourcen voraus. Wenn diese Möglichkeiten 
durch die Zusammenfassung mehrerer GPZ-
Bausteine in eine organisatorische Einheit 
vermindert statt erhöht werden, stellt das 
den ganzen GPZ-Ansatz infrage. Besondere 
Aufmerksamkeit ist auch geboten, wenn in 
einer Organisationseinheit Hilfsangebote, 
die im Rahmen von Sozialraumbudgets pau-
schal finanziert werden, mit solchen ver-
bunden werden, die als Einzelleistung oder 
Fachleistungsstunden abgerechnet werden. 
Hier ist Vorsicht geboten, dass höherschwel-
lige (fallfinanzierte) Hilfen nicht die nieder-
schwelligen (pauschal finanzierten) an den 
Rand drängen oder gar »kannibalisieren«.
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